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			Versuch, das Land lahmzulegen

			Generalstreik, Straßenblockaden und Randale prägten Dienstag das Bild
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			Aufruf zum Generalstreik. (Foto: AP)

			Buenos Aires (mc/dpa) - Mit einem Generalstreik haben oppositionelle Gewerkschaften von der Regierung eine Steuersenkung gefordert. Der öffentliche Nahverkehr war am Dienstag größtenteils lahmgelegt, mehrere Hauptstraßen in Buenos Aires wurden bis mittags von Streikposten gesperrt. Es war der erste Generalstreik während der Regierung von Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner. 

			Die Aktionen gingen über zivilisierte Arbeitskampfmethoden hinaus. Durch die Straßenbarrikaden wurden weite Teile der Bevölkerung von den gewerkschaftlichen Aktionen in Mitleidenschaft gezogen. Am traditionsreichen Kaffeehaus „Café Tortoni“ in der Innenstadt von Buenos Aires gab es Randale, als Angestellte sich nicht an der Arbeitsniederlegung beteiligen wollten. Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner erklärte, sich nicht erpressen zu lassen - „weder durch Drohungen, Tritte noch Rowdys“.

			Offiziell protestierten die regierungsfeindlichen Flügel der Gewerkschaften CGT und CTA gegen die hohe Steuerbelastung der Gehälter, die ab 5800 Pesos mit einer Einkommenssteuer von bis zu 25 Prozent belegt werden. Weitere Forderungen waren die Beseitigung der Höchstgrenzen für das Familiengeld, Erhöhung der Renten sowie des Mindestgehaltes, ein Plan gegen die grassierende Inflation sowie die Überweisung von Geldern an die gewerkschaftlichen Sozialkassen, die der Staat den Gewerkschaften schulde.

			Die Beteiligung lag nach Gewerkschaftsangaben bei etwa 80 Prozent der Arbeitnehmer. Banken und öffentliche Ämter blieben geschlossen. Alle Inlandsflüge wurden gestrichen, während die Auslandsflüge Verspätungen verzeichneten, berichtete die Nachrichtenagentur DyN. In der Hauptstadt fielen die meisten Nahverkehrszüge aus. Zudem war die U-Bahn-Linie B nicht in Betrieb. Der Müll wurde nicht eingesammelt. Der Dienst in den Krankenhäusern war ebenfalls betroffen. Auch in Städten wie La Plata, Mendoza, Rosario und Cór- doba gab es Streikmaßnahmen. 

			Der Streik habe die Industrie unterschiedlich stark getroffen, sagte ein Sprecher des Unternehmerbundes UIA der Nachrichtenagentur Télam. Regierungsnahe Gewerkschaften hatten dem 24-Stunden-Streik nicht zugestimmt, unter ihnen die Organisation der Lehrer und der Metallarbeiter.

			Seitens der oppositionellen Arbeitnehmervertretungen zeigte man sich zufrieden mit dem Verlauf der Aktionen. Hugo Moyano, der Chef des oppositionellen Flügels des Gewerkschaftsdachverbandes CGT, sprach gar von einem „Festtag“. Die Teilnahme sei größer als erhofft gewesen. „Die Ruhe auf den Straßen ist die Stimme, die die Regierung hören muss.“ Für Moyano, der bis vor einigen Monaten als enger Gefolgsmann der Präsidentin gegolten hatte, waren die Maßnahmen nur ein erster Schritt: „Heute hat der Weg des Kampfes begonnen.“ 

			Pablo Micheli, der Vorsitzende des oppositionellen Teils der CTA, blies ins gleiche Horn: „Der Streik hat gezeigt, dass die Regierung die Kontrolle über den sozialen Konflikt verloren hat.“ Und Eduardo Buzzi, von der Agrarföderation, die ebenfalls an den Aktionen teilnahm, forderte die Präsidentin auf, „Arroganz und Überheblichkeit beiseite zu lassen und auch auf diejenigen Menschen einzugehen, die anders denken“.

			Ob dies die Präsidentin beeindruckt, darf angesichts ihrer ersten Stellungnahmen bezweifelt werden. Sie kündigte an, standhaft ihren Kurs beizubehalten, auch wenn es Widerstände gebe: „Ich werde das aushalten, was ich aushalten muss. Wenn ich falsch liegen sollte, kann das Volk sich bei den Wahlen für ein anderes Modell entscheiden.“ Für Cristina stellten die von Moyano und Micheli zu verantwortenden Aktionen keinen Streik dar, sondern eine Kombination aus Druck und Drohungen gegen die Arbeitnehmer. Viele hätten nicht mitmachen wollen. „Das Recht auf Streik ist heilig. Aber ebenso wichtig ist das Recht jedes Arbeiters zu entscheiden, ob er teilnimmt oder nicht.“

			Deutliche Worte fand auch Vizepräsident Amado Boudou: „Streiks sind in der Verfassung vorgesehen. Aber Straßensperren und Blockaden sind etwas völlig anderes. Dies schadet der Gesellschaft im Ganzen.“ Für Boudou hat der Protest mehr mit politischen Ambitionen bestimmter Personen zu tun als mit tariflichen Forderungen. 

			Moyano zählte zu Zeiten von Néstor Kirchner zum engeren Machtzirkel und reiste als Teil der Regierungsdelegation mit nach Spanien und zum Vatikan. Seit er sich bei der Zusammensetzung der Wahllisten für die Präsidentschaftswahlen im Vorjahr nicht durchsetzen konnte, ist er auf Konfrontationskurs gegangen.
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			„Ohrfeige für Arbeitnehmer“

			„Clarín“: Cristinas Gehalt um 42 Prozent gestiegen
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			Cristinas Gehalt ist Thema einer öffentlichen Kontroverse. (Foto: Presidencia)

			Buenos Aires (AT/mc) – „Maßlosigkeit“ oder „Ohrfeige für alle Arbeitnehmer“ - an markigen Kommentaren wie in diesem Fall vom CTA-Gewerkschafter Ricardo Peidró mangelte es nicht, nachdem am Sonntag in der Zeitung „Clarín“ die gestiegenen Bezüge von Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner veröffentlicht wurden. Demnach verbesserte sich das Monatsgehalt der Staatschefin von 48.934 Pesos zu Jahresbeginn auf jetzt 69.586 Pesos. Das entspräche einer Zunahme um 42 Prozent. Hinzu käme noch die Witwenrente, die Cristina seit dem Tod von Néstor Kirchner erhält. Diese wird mit 44.090 Pesos veranschlagt, so dass die Präsidentin monatlich insgesamt 113.677 Pesos ausgezahlt bekäme, wie die Zeitung unter Berufung auf die entsprechenden Überweisungssummen der Sozialversicherung ANSeS berichtet.

			Oscar Parrilli, dem Chef des Präsidialamtes, fiel es zu, zu der kolportierten saftigen Gehaltserhöhung Stellung zu beziehen: „Das Gehaltsniveau für die höchsten Amtsträger der Exekutive ergibt sich aus den derzeit gültigen Bestimmungen und ist auf jeden Fall nicht einseitig durch das Staatsoberhaupt festgelegt worden“, so die etwas hölzerne Antwort. Die tariflich festgelegte Gehaltserhöhung für Staatsangestellte beträgt 21 Prozent. Parrilli bestritt im Übrigen, dass das Salär der Staatschefin seit Beginn des Jahres um 42 Prozent gestiegen sei, gab aber zunächst keine Präzisierungen. Stattdessen griff der Chef des Präsidialamtes den „Clarín“ an und schimpfte auf „Pseudo-Journalisten mit schlechten Absichten“. Er sprach von „Lüge und Diffamierung“.

			Wenige Tage später trat Parrilli dann erneut vor die Presse. Diesmal mit Statistiken, die indes unterschiedliche Angaben zum Gehalt der Präsidentin beinhalteten: Einmal hieß es, Cristina habe im September 64.158 Pesos als Präsidentengehalt erhalten, dann war von 63.325 Pesos die Rede. Dies entspräche einer Erhöhung um 31,1 bzw. 29,4 Prozent. Die Witwenrente gab Parrilli mit 46.049 Pesos an, also höher als vom „Clarín“ berichtet. Zusammengerechnet kommt man so auf ein monatliches Gesamteinkommen von rund 110.000 Pesos – nicht viel geringer als von der Tageszeitung berichtet.

			Mit seinen Darstellungen konnte Parrilli die Gemüter indes nicht wirklich beruhigen. Pablo Micheli, der Chef des oppositionellen Flügels des Gewerkschaftsdachverbandes CTA, sagte, er sei „empört“. Und der eingangs erwähnte Peidró beschwerte sich: „Die Regierung will bei den Tarifverhandlungen Höchstgrenzen für die Arbeitnehmer festsetzen. Für sich selbst wollen die Regierenden aber kein Limit“, so der Gewerkschafter. 

			Der Abgeordnete Gerardo Milman (GEN-Partei) beklagte sich über die mangelnde Transparenz. Mehrfach habe er bei Parrilli Informationen zu den Gehältern von Cristina und ihrem Kabinett erbeten, aber nie eine Antwort erhalten.
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			Die Woche in Argentinien

			Sciolis Gratwanderung

			Es ist eine Gratwanderung, die Daniel Scioli, der Gouverneur der Provinz Buenos Aires, derzeit vollzieht: Einerseits will sich der peronistische Politiker als möglicher Präsidentschaftskandidat für die Wahlen 2015 positionieren. Andererseits ist Scioli aber auch bemüht, nicht offen auf Konfrontationskurs mit der (ebenfalls peronistischen) Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner zu gehen. Von diesem Zwiespalt war auch die Rede geprägt, die Scioli zum „Tag der peronistischen Anhängerschaft“ (17. November) im Hotel „NH City“ in Buenos Aires hielt. Beim ersten landesweit organisierten Treffen der Scioli-treuen Gruppierung „La Juan Domingo“ sprach der ehemalige Speedbootfahrer davon, dass es Korrekturen in der gegenwärtigen Regierungspolitik bedürfe. Auf die Massendemonstrationen gegen die Präsidentin ging Scioli indirekt ein, indem er meinte, man müsse die Bedürfnisse der Menschen ernst nehmen. Deren Agenda decke sich nicht immer mit derjenigen der Regierung. Die Hauptaufgabe bestehe derzeit darin, Vertrauen wiederherzustellen.  Zugleich rief Scioli die Peronisten zu mehr Geschlossenheit auf: „Unsere Widersacher sind nicht im Peronismus“, meinte der Gouverneur, der seit dem Tod Néstor Kirchners die von General Perón gegründete Gerechtigkeitspartei (PJ) interimsmäßig führt. Dies dürfte als Botschaft an diejenigen Peronisten zu verstehen sein, die sich heute auf Konfrontationskurs zur Regierung von Cristina Kirchner befinden. Dass Scioli selber nicht komplett mit dem Kirchner-Lager gebrochen hat, zeigte er, indem er kurz nach seiner Rede zur Vor-Premiere des Dokumentarfilms „Néstor Kirchner“ im Luna Park erschien und dort den vor zwei Jahren verstorbenen Präsidenten in höchsten Tönen lobte.

			Schulname „Che Guevara“?

			Bislang heißt sie lediglich „Schule 2 im Lehrbezirk 13“. Doch geht es nach einer Bürgerinitiative, soll das Unterrichtsgebäude im Hauptstadtviertel Parque Avellaneda bald nach dem argentinisch-kubanischen Guerrillero Ernesto „Che“ Guevara benannt werden. Hinter dem Vorhaben stehen Mitglieder der Schulgemeinschaft. Aber auch Politiker wie die Stadtabgeordnete Laura García Tuñón („Buenos Aires para todos“), gesellschaftliche Gruppierungen wie die „Großmütter und Mütter der Plaza de Mayo“ und Intellektuelle wie der Schriftsteller Norberto Galasso oder der Philosoph Néstor Kohan unterstützen die Idee. Sie alle waren vor wenigen Tagen zu einem Runden Tisch erschienen, der unter dem Motto stand „Unser Schulname Ernesto ‚Che‘ Guevara – legitim und bald auch legal“. Doch die Umsetzung des Projektes ist schwierig. Denn bevor es zur Abstimmung ins Stadtparlament gelangt, muss es erst die Kulturkommission passieren – und deren Vorsitzende Lía Rueda hat sich bislang quer gelegt: „Man kann eine Schule nicht nach einem Mörder benennen“, argumentiert die Parteigängerin des rechtskonservativen Bürgermeisters Mauricio Macri. Diese Haltung ist für die linksgerichtete Politikerin García Tuñón indes eine „Diskriminierung der Schulgemeinschaft“. Letztere habe sich schließlich mehrheitlich für die Benennung der Schule nach dem weltbekannten Revolutionär ausgesprochen hat.

			Horror in Coronel Suárez

			Ein düsteres Verbrechen hat in diesen Tagen die Stadt Coronel Suárez im Süden der Provinz  Buenos Aires geschockt. Drei Monate lang sollen die TV-Journalistin Estefanía Heit und ihr Lebensgefährte Jesús Olivera, der sich als evangelikaler Prediger ausgab, die 33-jährige Sonia Marisol Molina in ihrem Haus festgehalten haben. Dabei sollen sie ihr Opfer misshandelt und allerlei Schikanen ausgesetzt haben. Heit und Olivera hätten dabei versucht, sich des Bar- und Immobilienvermögens ihres Opfers zu bemächtigen, wie die Zeitung „Clarín“ unter Berufung auf Ermittlerkreise berichtete. Die Gefangene nahm während ihres Martyriums rund 20 Kilo ab. Vor wenigen Tagen gelang ihr schließlich die Flucht. Sie hatte offenbar Todesangst, da sie zuvor einen Abschiedsbrief hatte schreiben müssen, in dem sie einen Selbstmord begründen sollte. Die beschuldigte Journalistin ließ derweil über ihren Anwalt erklären, dass sie und Sonia seit zwei Jahren befreundet und diese von daher bei ihnen als Gast im Haus gewesen sei. Heit und Olivera sind vorerst in Untersuchungshaft. Die Polizei ermittelt.

			18 Jahre für Freydoz

			Zu einer Freiheitsstrafe von 18 Jahren hat der Strafgerichtshof von General Roca (Provinz Río Negro) am Dienstag Susana Freydoz verurteilt. Richter Carlos Gauna Kroeger sah es als erwiesen an, dass die 61-Jährige am Neujahrstag ihren Mann, den damaligen Río-Negro-Gouverneur Carlos Soria, in Folge eines Eifersuchtsdramas erschossen hat. Der Richter sprach bei der Urteilsverkündung von „außerordentlichen Umständen“, unter denen Freydoz die Tat verübt habe. Unzurechnungsfähig, wie von der Verteidigung dargestellt, sei sie nach Ansicht des Gerichts aber nicht gewesen. Die ehemalige First Lady der Provinz Río Negro soll ihre Strafe nicht im Gefängnis, sondern in der forensischen Abteilung des Krankenhauses von Cipoletti verbüßen.

			De Vido für „Re-Re“

			Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner hält sich selber bislang zurück, wenn es um das Thema einer Verfassungsänderung für eine zweite Wiederwahl des Staatsoberhauptes („Re-Re“) geht. Doch nun hat sich mit Planungsminister Julio De Vido erstmals ein Mitglied ihres Kabinetts offen für entsprechende Schritte ausgesprochen: „Die Präsidentin ist die einzige Garantin des gegenwärtigen Regierungsmodells“, so der Minister bei einem Treffen mit dem Mendoza-Gouverneur Francisco Pérez am Mittwoch in Buenos Aires. Man habe „das volle Recht“, eine entsprechende Verfassungsreform auf den Weg zu bringen. Dies sei nur demokratisch.

			Nobelviertel geplant

			Lange hatten Bürgermeister Mauricio Macri und seine PRO-Partei vergeblich versucht, an der Südküste der Hauptstadt ein neues Luxusviertel auf den Weg zu bringen. Bislang fehlte die nötige Mehrheit im Stadtparlament. Doch nun, da die Kirchner-Peronisten Unterstützung signalisierten, ist die Verwirklichung der Pläne auf dem Areal zwischen Puerto Madero und dem Naturschutzgebiet Reserva Ecológica zum Greifen nahe. Vorgesehen ist unter anderem die Errichtung von elf Hochhäusern. Es geht um ein Investitionsvolumen von rund einer Milliarde US-Dollar. 15.000 Menschen sollen in dem neuen Stadtteil mit dem Namen „Solares de Santa María“ leben können. Federführend ist das Unternehmen IRSA. Dieses hat das Gelände, das einst als Sportstätte der Boca Juniors vorgesehen war, bereits vor 15 Jahren erworben. Knackpunkt in den bisherigen Planungen war vor allem die Frage, wie mit dem angrenzenden Elendsviertel Rodrigo Bueno verfahren wird. Hier deutet sich nun ein Kompromiss dergestalt an, dass der Investor 15 Millionen Dollar an die Stadt zahlt. Diese wiederum will das Geld direkt für Maßnahmen zur städtebaulichen Erschließung der Elendssiedlung einsetzen. In der kommenden Woche soll im Stadtparlament über das Vorhaben abgestimmt werden. 
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			Streiklustige Gewerkschafter

			Ganze fünf Gewerkschaftszentralen agieren in Argentinien, obwohl das Gesetz nur eine CGT zulässt. Neben Hugo Moyano, der dieser Zentrale vorsteht, mausern sich eine regierungshörige Zentrale mit Antonio Caló, zwei nicht offiziell anerkannte Zentralen, die auf das Kürzel CNT hören, und als Außenseiter die blauweiße CGT von Luis Barrionuevo. Moyano und CTA-Chef Pablo Micheli riefen den Generalstreik vom 20. November, zugleich Tag der Souveränität, aus. Barrionuevo machte mit, so dass von den fünf Gewerkschaftszentralen drei streikten und zwei nicht mitmachten. Hinzu kam die Unterstützung von Eduardo Buzzi der linkslastigen Agrarföderation kleiner Bauern sowie zahlreicher Aktivisten, allein 300 sogenannte Piqueteros, die den Zugang des Verkehrs nach Buenos Aires verhinderten, so dass die Stadt nur wenig Verkehr verzeichnete, als ob es ein Feiertag gewesen wäre. Das und nicht der Streik mehrerer Dienstleistungsgewerkschaftern garantierte den Erfolg des Streiks, mit dem sich CGT-Chef Hugo Moyano am Nachmittag brüstete.

			Die Streikenden stellten konkrete Forderungen an die Regierung: die Anhebung des gewinnsteuerfreien Minimums sowie des Höchstlohns für den Genuss von Familienzulagen, ferner höhere Altersrenten und die Auszahlung von 15 Milliarden Pesos zuhanden der Krankenkassen der Gewerkschaften, alles zusammen viele Milliarden Pesos, auf die die Regierung entweder verzichten oder sie auszahlen soll. Alle wollen mehr Geld vom Staat, gleich ob es Gewerkschafter oder Politiker sind, die diese Forderungen ebenfalls unterstützen. Woher diese gewaltigen Beträge stammen sollen, wird stets klammheimlich verschwiegen, da offenbar angenommen wird, dass die Regierung über die Gelder frei verfügt und nur zu geizig ist, für die Auszahlung zu sorgen. Die Wahrheit lautet anders. Die Regierung operiert längst im Defizit, das mit reiner Geldschöpfung der Zentralbank finanziert wird und die Inflation anheizt. Würde die Regierung auf die Geldforderungen eingehen, müsste sie abermals Inflationsgeld schöpfen und die Inflation beschleunigen.

			Die streikenden Gewerkschafter bezeichneten den Streik mit Piqueteros als einen Erfolg. Das stimmt. Die Menschen blieben zu Hause, zahllose Läden blieben geschlossen, der Verkehr lag lahm. Die Kehrseite ist ein Schwund des Bruttoinlandsprodukts, der keinesfalls als Erfolg einzustufen ist. Argentinien als Volk von 41 Millionen Menschen hat nicht gewonnen, sondern eindeutig verloren.

			Präsidentin Cristina Kirchner reagierte sauer auf den Streik, „der sie bedrängt und bedroht“ (Spanisch „apriete“ und „amenaza“), anstatt den Streikenden die Rechnung der Verluste des Bruttoinlandsprodukts und der geforderten Staatsgelder vorzulegen, für die nur die inflationsfördernde Geldschöpfung der Notenbank in Frage käme.

			Moyano drohte am Streiktag mit neuen Streiks, sofern die Forderungen nicht erfüllt werden. Für die kommenden Tarifverträge hat die Präsidentin angekündigt, dass sie die Mindestgrenzen der Gewinnsteuer als Pfand einbeziehen wird, was so viel heißt, dass die Lohnforderungen eingegrenzt werden sollen. Das wird sicherlich zu Einzelstreiks sowie allgemeinen Streiks im kommenden Jahr führen, derweil die Inflation munter weiter sprudelt, weil die Regierung ihr Defizit mit der Notenpresse finanziert. Mit solchen Gewerkschaftsbonzen, die nur auf Staatsgelder erpicht sind, steht es denkbar trübe um die Aussichten für das Wahljahr 2013.
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			Nur Gewinner

			Von Stefan Kuhn

			Endlich Waffenstillstand - die Hamas hat nach über einer Woche die Raketenangriffe auf israelische Städte eingestellt, Israel den Beschuss von Zielen in Gaza. Allzu lange werden die Waffen sicher nicht schweigen, aber es ist zumindest ein gutes Zeichen, dass beide Seiten die Übereinkunft als Sieg betrachten. Hamas und die meisten Palästinenser sind davon überzeugt, Israel mit militärischen Mitteln zum Einlenken gezwungen zu haben. Der israelische Ministerpräsident Benjamin Netanjahu gibt sich mit dem militärischen Erfolg zufrieden, viele Raketenstellungen und Waffenlager zerstört zu haben. Rund 90 Prozent der Israelis stehen hinter dem Gaza-Bombardement, Netanjahu kann den Parlamentswahlen Ende Januar gelassen entgegensehen.

			Am meisten hat bei dem Konflikt allerdings der ägyptische Präsident Mohammed Mursi gewonnen. Er hat die Waffenruhe vermittelt und dabei viel Anerkennung erfahren. US-Präsident Barack Obama soll von der „sachlichen und lösungsorientierten Art“ des Ägypters angetan gewesen sein, heißt es in US-Medien. Sicher hat sich Mursi als Vermittler zwischen Hamas und Israel unentbehrlich gemacht. Er findet mehr Gehör bei der islamistischen Terrorgruppe als sein Vorgänger Husni Mubarak. Überraschend ist das nicht, schließlich ist die Hamas aus Mursis Muslimbrüderschaft entstanden.

			Israel kann nur hoffen, dass Mursi diese Rolle noch geraume Zeit spielt, denn derzeit ist es an fast allen Grenzen des Landes unruhig. Auf der Sinai-Halbinsel treiben islamistische Terrorgruppen ihr Unwesen. Die besetzten Golanhöhen werden von Syrien aus beschossen, an der Grenze zum Libanon war es noch nie friedlich. Wenn die arabischen Volksaufstände auch Jordanien erfassen, gibt es keine sicheren Grenzen mehr. Dazu kommt, dass die Türkei ihre antiisraelische Rhetorik verschärft hat. Der türkische Ministerpräsident Recep Tayyip Erdoan hat die jüngsten israelischen Luftschläge gegen die Hamas als „Angriffe auf die Menschlichkeit“ und Israel als „terroristischen Staat“ bezeichnet. Bis vor zweieinhalb Jahren waren die Türkei und Israel noch enge Verbündete. Im Mai 2010 gab Israel Erdoan einen plausiblen Grund, seinen Antisemitismus offen auszuleben. Beim Entern eines türkischen Schiffes, das die Gaza-Blockade durchbrechen wollte, wurden neun türkische Staatsbürger von israelischen Soldaten getötet.

			Die Aktion brachte Israel viel Kritik ein. In einem UNO-Bericht wurde sie als „exzessiv und unangebracht“ bezeichnet. Selbst US-Außenministerin Hillary Clinton schloss sich der Forderung nach einer Aufhebung der seit fünf Jahren andauernden Blockade an. Die Blockade, die mit der Machtübernahme der Hamas im Gaza-Streifen verhängt wurde, wird häufig bemüht, um die Raketenangriffe der Hamas auf Israel zu rechtfertigen. Das ist scheinheilig, denn ohne den ständigen Beschuss israelischer Städte würde es die Blockade vermutlich gar nicht mehr geben. Zudem bietet Israel an, Waren für Gaza im israelischen Hafen Ashdod zu löschen, sie zu kontrollieren und weiterzusenden. So will man sicherstellen, dass keine Waffen oder Raketenbauteile in die Hände der Hamas gelangen.

			Auf der anderen Seite garantiert die Blockade die Sicherheit Israels nur begrenzt. Die Hamas verfügt inzwischen über Raketen mit iranischer Technik, die sogar Tel Aviv und Jerusalem erreichen können. Die Bauteile dafür werden in Tunnelsystemen über die Grenze zu Ägypten geschmuggelt. Mangel herrscht in dieser Hinsicht nicht. In der Woche bis zum Waffenstillstand wurden rund 500 Raketen auf israelisches Territorium gefeuert.

			Israel hat jetzt angeboten, über eine Lockerung der Blockade zu verhandeln. Das ist auch angebracht. Die Grenze zwischen dem Gaza-Streifen und Ägypten wird immer durchlässiger, und es ist wohl nur eine Frage der Zeit, bis Mursi sie öffnet. Fällt das Embargo, hat die Hamas keinen „Grund“ mehr, Israel zu attackieren. Dann bliebe nur noch der wahre Grund, und der besteht darin, den jüdischen Staat zu vernichten. Fällt nach der Aufhebung der Blockade noch eine Rakete auf israelischen Boden, muss wohl auch der letzte gutgläubige Hamas-Versteher einsehen, dass es der Terrororganisation nicht um das Wohl der Menschen im Gaza-Streifen geht.
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			Randglossen

			Bei den vielen Reden, die Hugo Moyano und die anderen Gewerkschafter anlässlich des Streiks hielten, tauchte mehrmals das Problem der Schwarzarbeit auf, die auf 40 und von einem Gewerkschafter sogar auf 50 Prozent beziffert wurde. In der Tat ist dies ein Skandal. Indessen ist dieser Zustand weitgehend durch die starre und beschäftigungsfeindliche Arbeitsgesetzgebung bedingt, die diese gleichen Gewerkschafter befürworten. Moyano und Kumpane haben in diesem Sinn auch das neue Gesetz über Arbeitsunfälle und -krankheiten kritisiert, das jedoch einen Fortschritt in die gute Richtung darstellt, da dadurch kleinere Unternehmen wissen, was dies kostet und nicht dem Risiko ausgesetzt werden, plötzlich einen Millionenbetrag zahlen zu müssen. Die Gewerkschafter haben bisher keinen einzigen konkreten Vorschlag gemacht, um den Übergang von schwarz auf weiß herbeizuführen. Denn nur strengere Kontrollen sind keine Lösung, da dann viele Kleinbetriebe schließen und mehr Arbeitslose schaffen. 

			Senator Anibal Fernandez, der die Regierung wie kaum ein anderer verteidigt, ist ins Fettnäpfchen getreten. Er bezeichnete Hugo Moyano als Verräter und verglich ihn mit dem 1969 von den Montonero-Terroristen ermordeten Augusto Vandor, von der Metallarbeitergewerkschaft, der seinerzeit für einen Peronismus ohne Perón eingetreten war. Das geriet Antonio Caló, der jetzt die Metallarbeiter leitet und der Regierung nahe steht, in die falsche Kehle. Das ist begreiflich: denn die Montoneros haben über ein dutzend prominente Gewerkschaftsführer ermordet, darunter auch José Ignacio Rucci, der Perón 1973 nahe stand. Schlimm genug, dass Fernando Vaca Narvaja, der damals zur Führungsgruppe der Terroristenorganisation gehörte und für jene Morde mitverantwortlich ist, jetzt Minister Rio Negros ist.

			Ein bisschen Schadenfreude kann man sich bei der Meldung nicht verkneifen. Da wird in Ägypten ein salafistischer Abgeordneter beim Knutschen mit einer Studentin im Auto erwischt. Dafür muss er vier Monate ins Gefängnis, die Studentin drei. Geschieht ihm Recht, gerade den Salafisten gehen solche puritanischen Gesetze ja noch nicht weit genug. Was die Studentin angeht, muss man Mitleid haben. Die junge Dame war nach Polizeiangaben voll verschleiert, das heißt, nur die Augen waren zu sehen. Sie muss folglich mit Mundschutz geküsst haben. „Unsittliches Benehmen“ kann ihr deshalb nicht einmal ein Salafist unterstellen. Am wenigsten der, auf dessen Schoß sie gesessen hat.

			Das Lied der Kölner A-Cappella-Gruppe „Wise Guys“ heißt „Relativ“ und das sagt im Prinzip schon alles. Im Text gibt es eine relativ schlüpfrige Passage, die da lautet: „...ich nehme an, im Bett wär mit dir relativ viel machbar.“ Man kann sich vorstellen, dass solch eine Zeile im Iran oder in einigen US-Staaten als schockierend empfunden wird. Dennoch sollte man annehmen, dass 16- bis 18-jährige Schüler in Neuseeland mit der Aussage relativ gelassen umgehen können. Aber nein! Manche seien heulend aus der Deutschprüfung gerannt, berichten die Medien. Das neuseeländische Bildungsministerium hat sich offiziell für den Prüfungstext entschuldigt. Zu Recht, denn der Text ist relativ schwer zu verstehen. Die Wise Guys singen schnell, und es gibt viele vielleicht nur für Muttersprachler zu verstehende Anspielungen. Die Tränen dürften mehr mit dem Scheitern in der Prüfung als mit der Zeile zu tun haben. Die werden nur relativ wenige verstanden haben.
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			Die alte Recova zwischen 
dem Fuerte und dem Cabildo

			Von Marlú Kirbus

			[image: reisen.jpg]

			Von Hygiene und Sauberkeit hielt und wusste man damals nichts im großen Lehmhüttendorf, das sich Buenos Aires nannte. Brot kannte man praktisch nicht, Fleisch war neben Gemüse das wichtigste Nahrungsmittel, das die Metzger, in Viertel geschnitten, auf auf den Boden ausgebreitete Säcken legten und feilboten.

			Das war auf dem freien Platz vor dem alten Fuerte, dort, wo heute das Denkmal Belgranos steht. Um der Sache ein Gefüge zu geben, wurde 1802 zwischen der Plaza del Fuerte und der Plaza de la Victoria ein Bogengang errichtet, die Recova de la Carne. Bald gesellten sich auch Geschäftsleute anderer Branchen zu den Fleischhauern und verkauften dort alles, was das Publikum für den Alltag zu kaufen pflegt. Unter dem Virrey del Pino wurde das Projekt der Recova in Angriff genommen. Und von hier aus, wie auch von der Kathedrale, erlebten die Porteños die Geschehnisse des Monats Mai 1810 im und vor dem Cabildo.

			Gegen 1840 erlebte das Treiben in der Recova im Rahmen der anglo-französischen Blockade (Vuelta de Obligado) einen deutlichen Niedergang. Hinzu kamen der Krieg mit Paraguay und die Gelbfieberepidemie. Der Bogengang wurde privatisiert, aber auch das konnte den Lauf der Dinge nicht ändern. Man beschloss also, diesen soliden Arkadengang mit dem großem Mitteltor abzureißen.

			Am 25. Mai 1883 begannen die Arbeiten, um die zwölf Bögen abzutragen, und am nächsten Tag war alles platt - natürlich, der Bau bestand aus Lehmziegeln. Der Mann, der die Anordnung traf, war der erste Bürgermeister der jungen Bundeshauptstadt, Torcuato de Alvear.

			Jetzt besaß Buenos Aires einen geräumigen Hauptplatz, gut vier Hektar groß, ein würdiges Vorfeld des nunmehrigen Regierungsgebäudes, was früher der Cabildo und dann die Casa Rosada war. Die Pirámide Mayo, die ursprünglich direkt vor dem Cabildo stand, wurde in das Zentrum der neuen Plaza de Mayo gerückt.

			Geblieben sind Buenos Aires einige Bogengänge entlang den Avenidas Leandro N. Alem und Paseo Colón.
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			Gestiegene Arbeitslosigkeit

			Die Arbeitslosigkeit betrug Ende des 3. Quartals 2012 7,6% der aktiven Bevölkerung (diejenigen, die effektiv arbeiten, plus diejenigen, die sich um eine Beschäftigung bemühen), verglichen mit 7,2% in Jahr zuvor, berichtet das Statistische Amt (INDEC). Die gestiegene Arbeitslosigkeit ist in den 12 Monaten zum Ende September nicht auf weniger Arbeitsplätze zurückzuführen, sondern darauf, dass mehr Menschen eine Arbeit suchten. Wer sich nicht um eine Beschäftigung bemüht, wird in der Statistik nicht als Arbeitsloser aufgeführt, obwohl er es in vielen Fällen ist. 

			In der Stadt Buenos Aires betrug die Arbeitslosigkeit nur 5%, gegen 5,2% im Vorjahr, wobei jedoch die Beschäftigung um 39.000 Menschen zurückging, aber die Arbeitslosen gleichzeitig nur 79.000 ausmachten, gegen 86.000 im Vorjahr. Doch 46.000 Menschen gaben die Suche nach einer Arbeit auf. In Gross Buenos Aires hingegen stieg die Zahl derjenigen, die eine Arbeit suchen, um 58.000, so dass die Arbeitslosigkeit 9,5% erreichte, gegen 8,6% im Vorjahr, obwohl die Beschäftigung um 101.000 Personen zunahm. Unter den zahlreichen Ungereimtheiten dieser Statistik sei bemerkt, dass die Provinz Chaco eine Arbeitslosigkeit von nur 0,6% angibt, die nicht möglich ist, gegen 3,4% im Vorjahr. Im Nordwesten (Corrientes, Formosa, Städte Resistencia und Posadas) betrug die Arbeitslosigkeit 1,7%, gegen 3,4% im Vorjahr, was auch merkwürdig erscheint. 

			Die Unterbeschäftigung wird zum September mit 6,2% ausgewiesen, gegen 6% im Vorjahr. Es handelt sich hier um Personen, die unter 35 Stunden pro Woche arbeiten, aber länger tätig sein wollen. In vielen Fällen, vor allem im Landesinneren, sind weniger als 35 Wochenstunden normal; in der Landwirtschaft wird mehr oder weniger gearbeitet, je nach der Jahreszeit (z.B. wird mehr gearbeitet, wenn geerntet wird) oder gemäss dem Klima. 

			Die Statistik über Arbeitslosigkeit wird auf Umfragen bei ca. 10.000 Haushalten in 28 Ballungszentren des Landes berechnet, die dann auf das ganze Land hochgerechnet werden. Die Fehlerquelle ist dabei sehr gross, umso mehr, als die Erhebung sich auf städtische Gegenden konzentriert, und die Problematik auf dem Land oder in Dörfern anders ist. Abgesehen davon, machen die INDEC-Beamten auch keine Rückfragen, wenn sie vermuten, dass die Antworten nicht stimmen. Sie fragen z.B. nicht, von was ein Arbeitsloser lebt. In Argentinien wird die Langzeitsarbeitslosigkeit und die jugendliche Arbeitslosigkeit nicht gemessen. Diese liegt gemäss der Schätzung eines hohen Beamten des Arbeitsministeriums bei etwa 15% und stellt ein sozial sehr schwerwiegendes Problem dar. Gelegenheitsbeschäftigung werden kaum gemessen, obwohl sie sehr häufig sind. Auch wird nicht gefragt, warum ein Menschen arbeitslos ist. Es ist etwas anderes, wenn einfach keine Arbeitsplätze verfügbar sind, als wenn die Ausbildung nicht für die Posten reicht, die besetzt werden müssen. Und schliesslich wurde dieses Mal nicht mitgeteilt, wie viele Menschen mehr der Staat (Nationalstaat, Provinzen und Gemeinden) beschäftigt hat, und wie sich die Beschäftigung im privaten Bereich entwickelt hat. Ohne die starke (und unnötige) Aufnahme von fast einer Million Menschen in den staatlichen Bereich, die ab Mai 2003 (als Néstor Kirchner als Präsident antrat) stattgefunden hat, wäre die Arbeitslosigkeit etwa doppelt so hoch.
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			Richter Griesa für volle Zahlung an Holdouts

			Der New Yorker Richter Thomas Griesa gab am Mittwoch das Urteil bekannt, das bestimmt, dass der argentinische Staat den Holdouts (die all diejenigen umfassen, die sich den Umschuldungsangeboten von 2005 und 2010 nicht angeschlossen haben, und auch die sogenannten Geierfonds einschliessen) die gesamte geschuldete Summe von u$s 1,33 Mrd. vor dem 15. Dezember 2012 bezahlen muss. Das bedeutet, dass die Titel, die verfallen sind, zum Nennwert plus angelaufene Zinsen gezahlt werden müssen.

			Der Richter wendet sich auch gegen die Zahlung in Raten, und gegen das Argument der Inhaber der Bonds, die bei der Umschuldung von 2005 ausgegeben wurden, dass sie einen Schnitt von 70% angenommen haben, so dass eine Zahlung von 100% an die Holdouts eine Vorzugsbehandlung darstellt. Das Urteil bestimmt, dass der argentinische Staat jetzt das Geld in einem zweckbestimmten Fonds (“escrow account”) deponieren müsse. Ausserdem weist das Urteil darauf hin, dass die Bank of New York u.a. Banken, die sich eventuell mit der Zahlung an die Inhaber der Bonds von 2005 befassen, sich dabei der Gefahr eines Prozesses aussetzen. Im Dezember muss Argentinien den Inhabern dieser Staatspapiere insgesamt u$s 3,14 Mrd. an Amortisation und Zinsen zahlen. Wenn die Bank of New York, die mit der Zahlung betraut wurde, sich streng an das Urteil von Griesa hält, kann sie eventuell nicht zahlen, weil sie sich gegenüber der US-Justiz nicht strafbar machen will. Schliesslich weist Griesa den Antrag Argentiniens zurück, dass die Gerichtsurteile der US-Justiz aufgehoben werden, bis das Berufungsverfahren beendet ist, das bis zum Obersten Gerichthof gehen kann.

			Die argentinische Regierung wird Berufung gegen das Griesa-Urteil einlegen. Das Grundargument besteht dabei darin, dass eine volle Zahlung an die Holdouts den Inhabern der Wertpapiere von 2005 das Recht gibt, den Restbetrag zu fordern, auf den sie damals verzichten mussten. Und dies ist ist faktisch nicht möglich, wobei dann auch die Umschuldung zunichte gemacht würde.

			Bei dieser juristisch komplexen Lage, rieten Kenner der Materie, dass eine neue Möglichkeit geschaffen werden sollte, um den Holdouts zu erlauben, sich der Umschuldung zu gleichen Bedingungen wie die von 2005 anzuschliessen. Dies wird jedoch durch ein Gesetz verboten, das ausser Kraft gesetzt werden müsste, was kein Problem darstellt. Wie bekannt wurde, hat Wirtschaftsminister Hernán Lorenzino der Präsident Cristina Kirchner geraten, in diesem Sinn vorzugehen, was diese jedoch wütend abgelehnt habe. Für die US-Richter wäre der Fall einfacher, wenn Argentinien guten Willen zeigen und den Holdouts eine neue Gelegenheit bieten würde. Dann könnte das “parí passu-Prinzip”, auf das sich Richter Griesa bezog, eventuell im Sinne der gleichen Behandlung ausgelegt werden, die die anderen Gläubiger angenommen haben, die immerhin 93% der Gesamtschuld ausmachten. Ebenfalls könnte man dann auch eine Hilfe der US-Regierung erwarten, die mit einem “amicus curiae” dem Richter ihr Interesse an einer realistischen Lösung zukommen lassen könnte. Denn letztlich erfordert der Fall eine politische Entscheidung, da rein formell kein Grund besteht, um den Gläubigern ihr Recht auf volle Zahlung zu verweigern. Doch dies erfordert eine freundliche und zivilisierte Haltung der argentinischen Regierung gegenüber den Vereinigten Staaten, für die es bisher keine Anzeichen gibt.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 4,83, um 0,63% über der Vorwoche und um 11,81% über Ende Dezember 2011. Die ZB-Reserven betrugen zum Donnerstag u$s 45,29 Mrd. Die ZB musste nach dem Griesa-Urteil u$s 70 Mio. verkaufen, um den Kurs zu halten. Der Rofex Terminkurs lag zum zum 30.12. bei $ 4,903, zum 31.03.13 bei $ 5,132 und zum 30.06.13 bei 5,394. Der Terminkurs per Ende Oktober 2013 lag um 20,98% über dem Tageskurs. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten ca.$ 6,45 und bei Überweisungen ca. $ 7,40.

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Donnerstag ein Minus von 3,94% und lag 8,94% unter Ende 2011.

			***

			Par-Bonds in Pesos verloren zur Vorwoche 0,64% und lagen 9,29% unter Ende 2011. Discount-Bonds in Pesos verloren zur Vorwoche 4,49% und lagen um 6,36% unter Ende 2011. Boden 2014 gewannen 0,52% und liegen im Laufe dieses Jahres um 19,30% im Plus. Boden 2015 verloren zur Vorwoche 0,88% und lagen 9,21% im Minus, und Boden 2013 verloren 0,82% und verzeichneten ein Plus von 2,38% seit Jahresbeginn. Am Donnerstag, nach Bekanntgabe des Urteils von Richter Griesa, das die im Dezember fällige Zahlung an die Gläubiger in Frage stellt, die sich der Umschuldung von 2005 oder 2010 abgeschlossen haben, setzte eine katastrophale Baisse bei den betroffenen argentinischen Papieren ein. Der Coupon, der an das BIP-Wachstum gebunden ist, fiel um 13,6%, der Global-Bond 2017 sank um 7%, der Boden 2017 um 5,8% und der Boden 2015 um 5,7%.

			***

			Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 178,05 (Vorwoche $ 175,33) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 254,36 (Vorwoche $ 250,76).

			***

			Industrieministerin Debora Giorgi stelle Ende der Vorwoche ein Finanzierungsprogramm für den Bau von Schuppen für die Industrie vor, bei dem Einzelkredite von $ 1,5 Mio. auf 15 Jahre zu Zinzen zwischen 9,5% und 13%, ohne Wertberichtigung beantragt werden können.

			***

			Der Wirtschaftsjournalist Néstor Scibona weist in seinem letzten Sonntagsartikel in der Zeitung “La Nación” auf grobe Fehlentscheidungen beim Kauf von Zügen für die U-Bahn hin. Bei der A-Linie (die unter der Rivadavia-Strasse entlang fährt) wurden 45 chinesische Waggons gekauft (die u$s 2 Mio. pro Waggon gekostet haben), von denen 25 Einheiten schon eingetroffen sind, die aber nicht eingesetzt werden können, weil sie auf 1.100 Volt eingestellt sind, während diese Strecke für 1.500 Volts ausgestattet ist. Für die B-Linie (die unter der Corrientes entlang fährt) wurden gebrauchte Waggons in Spanien gekauft, die jedoch nicht Instand gesetzt werden, weil die Mittel fehlen. Für die neue H-Linie wurden 120 Waggons von der brasilianischen Alsthom-Filiale gekauft, mit einem Kredit der BNDES für u$s 216 Mio., der jedoch noch von der ZB genehmigt werden muss, so dass vorerst nichts geschieht. Hierzu sei bemerkt, dass in den 90er Jahren, als der Konzessionär Metrovías (Roggio-Gruppe) auch für den Kauf von Waggons verantwortlich war, gebrauchte Waggons in Japan (billig) gekauft wurden, die sofort eingesetzt wurden und seither in der D-Linie (Zentrum bis Belgrano und Nuñez) einen guten Dienst bieten. 

			***

			Die Getreideexporteure beschweren sich über Probleme mit der Zollabfertigung der Massengutfrachter. Das Zollamt habe seit kurzem bei den Schiffsladungen auf manuelle Kontrollmechanismen umgeschaltet. Statt wie bislang auf elektronischem Wege, würde die Fracht aktuell einzeln und handschriftlich abgefertigt. Dadurch verzögert sich die Abfahrt der Schiffe um wenigstens einen Tag, was Zusatzkosten verursacht, da die Schiffe länger anlegen müssen. Wie die Exporteure behaupten, seien von den 143 Schiffen, die in der zweiten Oktoberhälfte angelegt hätten, 77 (54%) von Verspätungen aus verschiedenen Gründen von durchschnittlich 17,2 Stunden betroffen gewesen. Dies führte dazu, dass 1,9 Mio. t Getreide nicht verschifft werden konnten.

			***

			Die Einfuhr von Haushaltsgeräten ist in den ersten neun Monaten als Konsequenz der Devisenbeschränkungen um 36, 5% in Einheiten, und um 36,9 Mio. in Dollar gefallen. Die vom Consulting Büro IES (“Investigaciones Económicas Sectoriales”) durchgeführte Studie stellte fest, dass die meisten Importe immer noch aus China kamen (40%), gefolgt von Brasilien (26,6).

			***

			Repsol hat Klage gegen Chevron vor ein Madrider Gericht erhoben, weil das US-Erdölunternehmen einen Vertrag mit YPF unterzeichnet hat. Repsol hatte gedroht, gerichtlich gegen Unternehmen vorzugehen, die in YPF nach der Verstaatlichung investieren. Beide Firmen wollen gemeinsam nach Brennstoffen in Vaca Muerta suchen. Repsol hatte zuvor auch gegen YPF wegen unlauterem Wettbewerb geklagt. Repsol ist der Ansicht, dass Chevron sich durch das Übereinkommen auf nicht legitime Weise Vorteile verschafft.

			***

			Die Provinz Neuquén hat Bonds in Pesos ausgegeben, die mit dem offiziellen Wechselkurs berichtigt werden. Es waren umgerechnet u$s 99 Mio., auf 19 Monate zu 8% jährlich (plus Abwertung). Diese Bonds, die von Banco de Galicia und Puente untergebracht wurden, zählen mit der Garantie der Beteiligung der Provinz an den Nationalsteuern. Das bedeutet, dass im Fall dass die Provinzverwaltung nicht zahlt, die Banco Nación den Betrag einbehält und auszahlt. Da jetzt mit einer stärkeren Abwertung beim offiziellen Kurs gerechnet wird, wahrscheinlich über die interne Inflation hinaus, erscheinen diese Bonds für Anleger interessant.

			***

			Der Streik vom 20. November hat die argentinische Wirtschaft $ 2,1 Mrd. gekostet, hat die Consulting-Firma Orlando Ferreres & Partner geschätzt. Ein Teil des Verlustes könnte jedoch aufgeholt werden. Auf alle Fälle scheint der Streik die Industrie wenig betroffen zu haben, da der landesweite Stromkonsum am Dienstag um 15 Uhr bei 18.337 MW lag, gegen 17.102 MW zur gleichen Stunde am Montag. 

			*** 

			Die ZB hat am Dienstag Wechsel für $ 3,4 Mrd. ausgeschrieben, jedoch nur Offerten für $ 2,51 Mrd. erhalten und $ 2,26 Mrd. zugeteilt. Da in der Woche Wechsel im Wert von $ 3,44 Mrd. verfielen, entsteht ein Fehlbetrag von $ 1,18 Mrd. Die Zinsen für Lebac-Wechsel lagen je nach Laufzeit zwischen 11,30% (28 Tage) und 16,80% (693 Tage).

			***

			Die Regierung der Provinz Buenos Aires hat dem Stromverteilungsunternehmen Edelap (La Plata und Umgebung) eine Tariferhöhung von 12% (für Haushalte mit niedrigem Konsum, die 70% der gesamten Haushalte ausmachen) bis 25% ab 1. Dezember zugestanden. Für den Handel beträgt die Zunahme 7,83% und für die Industrie 7%. Die Rechnungen werden jetzt monatlich und nicht wie bisher, zweimonatlich, verschickt. 

			***

			Der Index der Industrieproduktion des Statistischen Amtes, benannt EMI (Estimador Mensual Industrial), der eine Schätzung auf Grund kurzfristig verfügbarer Daten ist (und somit einen grossen Teil der Industrie nicht berücksichtigt), verzeichnet für Oktober 2012 eine interanuelle Zunahme von 2,5%, und von 4,7% gegenüber September. Die ersten 10 Monate 2012 lagen somit um 0,8% unter dem Vorjahr. Die Oktober-Zunahme ist vornehmlich auf die gegenüber dem Vorjahr um 11,1% gestiegene Kfz-Produktion zurückzuführen, die durch die erhöhte brasilianische Nachfrage bedingt ist. An zweiter Stelle hat auch die Erhöhung der Produktion der Erdölraffinerien, mit einem interannuellen Plus von 14,2% zum guten Ergebnis beigetragen. Der Index des Wirtschaftsforschungsinstitutes FIEL verzeichnet für Oktober eine interanuelle Zunahme von nur 1,1%, und von 3,2% gegenüber September 2012. Der Index der Consulting-Firma Orlando Ferreres & Partner verzeichnet für Oktober eine Zunahme von nur 0,2%, wobei die ersten 10 Monate 2012 um 1,8% unter dem Vorjahr lagen. Die unterschiedlichen Ergebnisse der verschiedenen Indices beruhen vornehmlich auf verschiedenen Wägungen der einzelnen Branchen. 

			***

			Francisco de Narvaez, der 50% von “La Rural S.A” kontrolliert, die das Ausstellungsgelände der “Sociedad Rural Argentina” (SRA) in Palermo betreibt, erklärte, der Verkauf seines Anteils an der US-Firma “Fenix Entertainment Group” sei gescheitert. Doch dieses Unternehmen erklärte, die Verhandlungen über dieses Geschäft würden weitergeführt. De Narvaez erklärte, er habe schon Gespräche mit zwei anderen Interessenten aufgenommen. Die andere Hälfte von “La Rural” gehört der SRA. Dieser Verband schuf diese Firma anlässlich des Kaufes des Geländes unter der Menem-Regierung. Voher wurde es nur als Konzession betrieben. Der Kauf stellte jedoch für die SRA eine untragbare finanzielle Belastung dar, die durch Aufnahme eines Partners gelöst wurde. Beiläufig wird das Gelände jetzt das ganze Jahr intensiv für allerlei Ausstellungen und andere Ereignisse eingesetzt. Denn die Ausstellung der SRA, bei der es im Wesen um Stiere geht, beschränkt sich zeitlich auf weniger als einen Monat. 

			***

			Der Präsident von Peugeot Citroen in Argentinien, Luis Ureta Sanez Peña, gab bekannt, dass 40% der verkaufen Automobile finanziert würden, zur Hälfte durch das Sparsystem, bei den zunächst eine bestimmte Summe gesammelt werden muss, und zur anderen Hälfte durch direkte Finanzierung (Banken u.a.).

			***

			Zum dritten Mal in diesem Jahr hat die Regierung, durch Beschluss 778 des Transportsekretariates (Amtsblatt vom 21.11.12), Tariferhöhungen von 10% bis 20% im inländischen Flugverkehr gebilligt. Zum letzten Mal waren die Tarife im Juni erhöht worden. Bei einer Vorverkaufsfrist von 10 Tagen oder länger liegt die Jahreszunahme bei 58%, bei kürzeren Fristen bei 101%. Die Tarife zu den entfernsten Zielen wie Ushuaia oder Rio Grande, beide in Feuerland, wurden sogar um 100%, bezw 150% innerhalb des laufenden Jahres angehoben. Wie es heisst, wolle man mit dieser Massnahme dazu beitragen, zumindest ein Teil des Defizits von Aerolineas Argentinas auszugleichen. Doch 85% der Milliardenverluste der verstaatlichten Fluglinie stammt aus dem internationalem Flugverkehr.

			***

			Die Firma Intercargo wurde am Mittwoch von der Regierung durch Beschluss 113 interveniert. Intercargo ist zuständig für die Gepäckabfertigung in allen Flughäfen, sowie für die Abwicklung der Vorfeldrampen zum Ein- und Ausstieg der Passagiere. Intercargo fällt jetzt direkt unter dem Einflussbereich des Wirtschaftsstaatssekretärs Axel Kiciloff. Intercargo ist zu 80% Eigentum des Wirtschaftsministeriums, der Rest gehört dem Verteidigungsministerium. Das Unternehmen hat jedoch nur eine Rechtspersönlichkeit, nämlich die des argentinischen Staates. 

			***

			Die Provinz Buenos Aires beendete die Platzierung von Schuldverschreibungen über $ 859,3 Mio. Die Zinsraten liegen bei 18% in Pesos und bei 9% in Dollar. Diese sogenannten “dollar linked” werden mit dem offiziellen Wechselkurs indexiert. Zinsfälligkeit ist alle drei Monate.

			***

			Der Direktor der AFIP, Ricardo Echegaray, stellte klar, dass es nicht stimme, dass nur u$s 30 pro Tag Auslandsaufenthalt von der Steuerbehörde AFIP pro Person genehmigt würden. Die genehmigte Summe hänge von dem Betrag der gezahlten Gewinnsteuer der einzelnen Steuerzahler ab Es sei ausserdem auch falsch, dass die Devisenbeschaffungen erst 24 Stunden vor Reisebeginn genehmigt würden.

			***

			Aerolineas Argentinas hat nach ersten Hochrechnungen u$s 6 Mio. wegen des Generalstreiks vom Dienstag verloren. Die Schätzungen erfolgten auf der Basis der nicht verkauften Passagen, aber auch angesichts der Hotel- und Mahlzeitsgutscheine, die wegen Fluganullierungen an die Passagiere nicht ausverteilt worden sind.

			***

			YPF ist gemäss den Börsenwert der Aktien jetzt um die u$s 4 Mrd. wert. Das erscheint als sehr niedrig, bedenkt man, dass Repsol 1998 u$s 15 Mrd. für das ganze Aktienpaket gezahlt hatte. Allerdings hat YPF seither Reserven stark abgebaut, sich verschuldet, um anormal hohe Bardividenden zahlen zu können, und auch Auslandsaktiven verkauft oder an Repsol übertragen. Beim niedrigen Börsenwert erscheint ebenfalls der von der YPF-Leitung angegebene finanzielle Bedarf von u$s 37 Mrd. binnen der nächsten Jahre als übertrieben hoch.

			***

			Die Rohstahlproduktion lag im Oktober mit 396.100 t um 18,2% unter dem gleichen Vrojahresmonat, aber um 18,2% über September 2012. Die ersten 10 Monate 2012 lagen somit mit 4,27 Mio. t um 8,7% unter dem Vorjahr. Die Eisenproduktion erreichte 272.200 t, 29,9% unter dem Vorjahr und 6,4% über dem Vormonat. Bei warmgewalzten Produkten lagen mit 401.200 t um 21,6% unter dem Vorjahr und 3,8% unter dem Vormonat. Die kaltgewalzten Produkte lagen mit 98.700 t um 30,6% unter dem Vorjahr und 8,9% unter dem Vormonat. 

			***

			Der Umsatz der grossen Shopping-Centers lag im Oktober mit $ 1,75 Mrd. um 18,6% über dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet das Statistische Amt (INDEC). Zu konstanten Preisen, also in Mengen, betrug die interanuelle Zunahme 12,6%, und gegenüber September 1%. 

			***

			Die lokalen Banken haben laut Bericht der ZB im September $ 2 Mrd. verdient, und in 9 Monaten 2012 $ 14,50 Mrd., 52% mehr als im Vorjahr. Bezogen auf die Aktiven machte der Gewinn in drei Quartalen 3% aus, 0,6 Prozentpunkte mehr als im Vorjahr. Die Gewinnzunahme ist zum grossen Teil inflationsbedingt, wobei auch keine Inflationsberichtigung der Bilanzen besteht, was den Gewinn künstlich aufbläht. 

			***

			Im Oktober wurden in der Stadt Buenos Aires 3.600 notarielle Immobilienübertragungen abgeschlossen, 35% unter dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet das Notariatskollegium der Stadt.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Das BIP wuchs in Brasiliens im 3. Quartal innerjährlich um 1%, getrieben insbesondere vom Automobilverkauf, dem Verkauf von Elektrogeräten und von Baumaterialien.

			***

			Der größte deutsche Stahlkonzern ThyssenKrupp treibt den Verkaufsprozess für seine Stahlwerke in Brasilien und den USA weiter voran. In der nun gestarteten zweiten Phase werde einer Auswahl von Interessenten die Möglichkeit gegeben, die Werke zu analysieren und verbindliche Kaufangebote abzugeben, teilte der Konzern am Montag mit. Sowohl der Verkauf beider Werke als Einheit als auch eine separate Abgabe an unterschiedliche Investoren sei denkbar. Der Konzern prüft seit Mai 2012 alle strategischen Optionen für die beiden Werke. Diese hatten sich als massive Verlustbringer für den mit rund E 6 Mrd. hoch verschuldeten Konzern entpuppt. (dpa)

			***

			Brasiliens Präsidentin Dilma Rousseff ist bereit, Spanien und anderen EU-Staaten bei der Überwindung der Wirtschaftskrise zu helfen. Brasilien «kann und muss dazu beitragen, dass es mehr Wachstum und eine mögliche Lösung der Krise gebe», sagte Rousseff bei einer Pressekonferenz in Madrid nach einem Treffen mit dem spanischen Ministerpräsidenten Mariano Rajoy. Die brasilianische Präsidentin betonte, es sei notwendig, dass der in Europa vorherrschende Sparkurs mit Maßnahmen zur Ankurbelung der Wirtschaft kombiniert werde. Eine solche Politik sei nicht widersprüchlich, sondern ergänzend. «Europa hat alle Möglichkeiten, um die Krise zu meistern, und ich hoffe, dass keine wenig pragmatische Politik betrieben wird», sagte Rouseff bei ihrem ersten offiziellen Spanien-Besuch. (dpa)

			***

			Wie Bolviens Aussenminister David Choquehuanca berichtete, hat sein Land eine förmliche Einladung erhalten, um Vollmitglied von Mercosur zu werden. Eine Frist um auf dieses Angebot eine Stellungnahme abzugeben bestehe nicht, da Bolivien bereits seit 1996 ein asoziiertes Mitglied von Mercosur sei, sagte der Aussenminister.

			***

			Brasiliens Goldreserven sind im Oktober um 17,2 t auf insgesamt 52,52 t gestiegen, der höchste Stand seit Januar 2001, berichtet der Internationale Währungsfonds. Nachdem Brasilien seit Anfang 2008 schon Reserven in Dollar im Wert von u$s 132 Mrd. angehäuft hat und 80% der Währungsreserven in Dollar hält, ist die ZB jetzt dazu übergegangen, einen höheren Teil davon in Gold zu halten. In der Eurozone sind die Reserven des Edelmetallsindessen um 4.168 t auf 10.783 t zurückgegangen, insbesondere weil die deutschen Goldreserven gefallen sind. Nebst Brasilien haben Kazachstan und die Türkei ebenfalls erhebliche Steigerungen verzeichnet. 

			***

			Deutsche Wirtschaft

			Die deutschen Unternehmen erwarten ein wirtschaftlich schwaches Jahr 2013. Sie legen deshalb ihre Beschäftigungs- und Investitionspläne zunehmend auf Eis. Das ist ein zentrales Ergebnis der Herbstumfrage des Instituts der deutschen Wirtschaft Köln (IW), an der rund 2.300 Unternehmen teilnahmen. Danach gehen 28% der befragten Firmen von künftig schlechteren Geschäften aus; nur noch 24% rechnen mit einer höheren Produktion. Die schwächeren Produktions- und Exporterwartungen wirken sich auf die Arbeitsplätze aus. Nur noch 19% der Firmen im Westen gehen im kommenden Jahr von einer höheren Mitarbeiterzahl aus. Dagegen rechnen 28% mit einer kleineren Belegschaft. In Ostdeutschland planen jeweils 26% mit mehr oder mit weniger Personal. Damit haben sich in beiden Regionen die Beschäftigungserwartungen gegenüber dem Frühjahr erheblich verschlechtert. Auch die Investitionspläne der Unternehmen sind betroffen. Besonders markant verläuft die Entwicklung in Westdeutschland. Dort wollen fast 29% der Firmen ihre Investitionen drosseln; der Vergleichswert aus dem Frühjahr betrug erst 16%. Trotz der sich abzeichnenden konjunkturellen Schwäche durch die nachlassende Weltwirtschaft geht das IW nicht davon aus, dass Deutschland in eine Rezession rutscht. (Institut der deutschen Wirtschaft, Köln)

			***

			Ein milliardenschwerer Gas-Vertrag mit dem Energiekonzern Statoil öffnet der BASF-Tochter Wintershall die Gasfernleitungen von Norwegen in den Rest Europas. Zehn Jahre lang werden die Unternehmen Gas im aktuellen Wert von insgesamt umgerechnet E 13,6 Mrd. nach Deutschland und Nordwesteuropa liefern, wie Statoil-Vorstandsmitglied Eldar Saetre am Dienstag sagte. Der Vertrag läuft von Januar 2013 an. Dabei hat das Geschäft zwei Standbeine: In Norwegen nimmt Statoil Wintershall ihr dort gefördertes Erdgas ab, das das Unternehmen ohne eigenes Transportnetz nicht in andere Länder liefern könnte. Im Gegenzug stellt die norwegische Regierung der BASF-Tochter Gas aus der Nordsee in bestimmten europäischen Ländern zur Verfügung. Damit kann Wintershall dann seine Kunden direkt beliefern. Bis zu 45 Mrd. cbm Erdgas wird das Unternehmen nach eigenen Angaben so von dem norwegische Gas- und Ölkonzern erhalten. Das entspricht laut Statoil dem Verbrauch von etwa 2 Mio. deutschen Haushalten. Weil aber die BASF-Tochter in Norwegen weniger Gas produziert als ihr Statoil im Rest Europas liefert, muss sie für die Differenz zahlen. Trotzdem nannte Wintershall-Chef Rainer Seele das Geschäft «einen Meilenstein», weil das Unternehmen seine Produktion aus Norwegen nun im übrigen Europa verwerten könne, ohne ein teures Transportnetz im hohen Norden aufbauen zu müssen. Der Großteil des Gases soll nach Deutschland fließen. Derzeit produziert Wintershall nur rund 1,3 Mrd. cbm Nordseegas pro Jahr, will die Fördermenge aber künftig erheblich steigern. (dpa)

			***

			Der deutsche Bundesrat hat das Steuerabkommen mit der Schweiz erwartungsgemäss abgelehnt. In der Sitzung am Freitag wurden lediglich 21 Ja-Stimmen für den Vertrag abgegeben. Notwendig gewesen wäre eine Mehrheit von 35 der 69 Stimmen. Damit hat sich die Opposition von SPD und Grünen durchgesetzt. Sie hatte bereits seit dem Frühjahr mehrfach bekräftigt, dass sie das Steuerabkommen im Bundesrat scheitern lassen wolle. Mit dem Entscheid vom Freitag ist allerdings noch nicht das letzte Wort gesprochen. Die Bundesregierung könnte den sogenannten Vermittlungsausschuss anrufen. Ein Sprecher von Finanzminister Schäuble sagte, die Regierung werde dies am kommenden Mittwoch entscheiden. (NZZ)

			***

			Weltwirtschaft

			Die russische Wirtschaft hat im 3. Quartal deutlich an Schwung verloren und mit einer BIP-Zunahme von nur 2,9% das schwächste Wachstum seit Ende 2009 verzeichnet. Im 2. Quartal war die russische Wirtschaft noch um 4%, im Auftaktquartal um 4,9% gewachsen. Experten nannten als Ursache für den Rückschlag die schwache Entwicklung im Agrarbereich; außerdem habe die Industrie an Schwung verloren. 2009 war die Konjunktur in allen vier Quartalen und im letzten Vierteljahr 2008 mehr oder weniger stark eingebrochen. (dpa)

			***

			Spanien hat Details zur geplanten Bad Bank für faule Immobilienkredite bekanntgegeben. Die Bank wird ab Anfang Dezember operativ sein, und hat sich bis zum Februar eine Frist gesetzt, um ausländische Investoren, die bereit seien, bis zu ungefähr E 500 Mio. zu investieren, unter ihren Aktionären zu zählen. Diese Bank wird im Durchschnitt einen Abschlag in Höhe von 63,1% auf den Wert von Immobilien vornehmen, die sich in der Zwangsvollstreckung befinden. Bei neuen Häusern, dem wichtigsten Faktor bei der Sanierung der Bankbilanzen, soll er bei 54,2% liegen. Für Hypothekendarlehen, die Banken an die Auffanggesellschaft transferieren, sollen sie durchschnittlich 45,6% erhalten. Anleger blicken kritisch auf diese Angaben, da das Gelingen des Bad-Bank-Konzepts maßgeblich davon abhängt, wie weit die Bücher der Banken entlastet werden. Der Bankenrettungsfonds, bekannt unter dem spanischen Kürzel Frob, schätzt, dass die “Bad Bank eine Grössenordnung um die E 65 Mrd. haben wird. Darin eingeschlossen sind die Aktiva der verstaatlichten Banken, die im Dezember überwiesen werden, sowie jener Banken, die Staatshilfen erhielten, und deren Gelder erst im Februar an die Bad Bank überwiesen werden sollen“.

			***

			Das Traditionsunternehmen SAS hat seinen 15 000 Beschäftigten im Überlebenskampf gegen Billigflieger Lohnkürzungen, längere Arbeitszeiten, geringere Rentenansprüche sowie Stellenabbau auferlegt. Unter der Drohung eines möglichen Insolvenzantrages stimmten am Montag in Kopenhagen alle acht betroffenen Gewerkschaften einem Krisenplan mit zum Teil massiven Einbußen für die Mitarbeiter zu. Auf die Piloten kommen nach Medienangaben unter anderem eine durchschnittliche Senkung ihres Einkommens um 10% und eine Ausweitung der Arbeitszeit um 8% zu. Das deutlich geringer entlohnte Kabinenpersonal soll für die kommenden zwei Jahre auf Einkommenssteigerungen verzichten und pro Jahr durchschnittlich zwei Wochen länger arbeiten. Weiter hieß es, das bisherige innerbetriebliche Verrentungsalter werde von 60 auf 65 Jahre angehoben. Die Regierungen in Stockholm, Oslo und Kopenhagen mit einem Anteil von insgesamt 50% haben angekündigt, dass sie ihre Aktien an private Investoren verkaufen wollen. (dpa)

			***

			Die bislang kaum regulierte Schattenwelt in der Finanzindustrie wächst unbeirrt weiter. Nach neuesten Erhebungen des internationalen Finanzstabilitätsrates (FSB) kamen Schattenbanken, wie zum Beispiel Hedge-Fonds oder Geldmarktfonds, die nicht der Bankenaufsicht unterliegen, aber wie Banken beispielsweise Finanzierungen übernehmen, weltweit Ende 2011 auf ein Geschäftsvolumen von u$s 67 Bio. Damit sorgen die Schattenbanken für fast ein Viertel der Vermögenswerte im ganzen Finanzsystem. In den USA ist der Schattenbankensektor dem FSB zufolge mit u$s 23 Bio der größte weltweit. In der Eurozone umfassen die Schattenbanken u$s 22 Bio, in Großbritannien u$s 9 Bio. Aber auch die Schweiz schneidet nicht schlecht ab. Hier entspricht das Volumen der Schattenbanken 210% des BIPs. Damit sei das Wachstum ungebrochen, wenn auch mit geringerem Tempo als in der Zeit vor der Finanzkrise, stellt der Financial Stability Board (FSB) in seinem am Sonntag in Basel veröffentlichten Bericht fest. Demnach hatten Schattenbanken 2002 ein geschätztes Geschäftsvolumen von u$s 26 Bio; 2007 waren es bereits u$s 62 Bio. (Deutsche Wirtschaftsnachrichten, dpa)

			***

			Die «faulen Kredite» in den Bilanzen der spanischen Geldhäuser haben ein neues Rekordniveau erreicht. Das Volumen lag im September bei E 182,2 Mrd., wie die spanische ZB am Montag berichtete. Der Anteil der nicht bedienten Kredite am Gesamtkreditvolumen kletterte auf 10,7%. Seit September 2011 sind die «faulen Kredite» um 42% gestiegen. (dpa)

			***

			Frankreich besitzt bei der Ratingagentur Moody’s keine Topbonität mehr. Moody’s stufte die Kreditwürdigkeit des Euro-Landes am Montag um eine Note von «Aaa» auf «Aa1» herab. Der Ausblick bleibt negativ, damit droht eine weitere Abstufung. Moody’s begründete den Schritt damit, dass Frankreichs langfristige wirtschaftliche Wachstumsaussichten sich eingetrübt hätten. Das Land habe an Wettbewerbsfähigkeit eingebüßt, erklärte die Ratingagentur in Frankfurt. Der finanzielle Ausblick sei unsicher. Es sei auch immer weniger berechenbar, wie Frankreich künftige Schocks in der Eurozone verkrafte. (dpa)

			***

			Die globale Stahlproduktion hat im Oktober leicht zugelegt. Weltweit erzeugten die Hütten gut 126 Mio. t Rohstahl, 1,3% mehr als ein Jahr zuvor, wie der Weltstahlverband am Dienstag in Brüssel mitteilte. Seit Jahresbeginn sind weltweit 1,28 Mrd. t hergestellt worden, ein Zuwachs von 0,7%. Vor allem China drehte im Oktober wieder auf. Dort steigerten die Hütten ihren Ausstoß kräftig um 6% im Vergleich zum Vorjahreszeitraum auf 59 Mio. t. Seit Jahresbeginn liegt der Zuwachs bei 2,1%. China ist in den vergangenen Jahren zum mit Abstand größten Stahlhersteller aufgestiegen. (dpa)

			***

			Die Aktionäre des Bergbaukonzerns Xstrata sind für eine Fusion mit dem Rohstoffriesen Glencore. Mit rund 90% der Stimmen erreichte der Plan, einen der grössten Rohstoff- und Bergbaukonzerne der Welt zu schaffen, die Zustimmung. In der Förderung von Metallen wäre «Glencore Xstrata» das viertgrösste Unternehmen der Welt nach dem brasilianischen Bergbaukonzern Vale, der britisch-australischen BHP Billiton und der britisch-südafrikanischen Anglo-American-Gruppe. Der Megakonzern Glencore Xstrata würde an die u$s 200 Mrd. Umsatz machen. Allerdings müssen die Rohstoffmanager noch auf grünes Licht von mehreren Wettbewerbsbehörden warten. (dpa)

			***

			Der Welt steht ein Smartphone-Boom bevor, der bisherige Wachstumssprünge weit in den Schatten stellen wird. Bis Ende 2018 werde sich die Zahl der genutzten Smartphones auf 3,3 Mrd. verdreifachen, prognostizierte der weltgrößte Telekom-Ausrüster Ericsson in einer am Mittwoch veröffentlichten Studie. In Westeuropa und USA dürften dann praktisch alle Mobiltelefone schon Computer-Handys sein - in Afrika, Asien und im Nahen Osten dagegen erst jedes Dritte. Insgesamt werde es in sechs Jahren 9,3 Mrd. Mobilfunk-Anschlüsse geben, erwartet Ericsson. Ende 2012 dürften es rund 6,6 Mrd. sein - die Zahl tatsächlicher Nutzer sieht Ericsson allerdings nur bei 4,3 Mrd., weil viele mehrere Geräte im Einsatz haben. In diesem Jahr waren 1,1 Mrd. Smartphones im Netz nach 750 Mio. im Jahr davor. Mit der Verbreitung mobiler Breitband-Verbindungen werde auch das Datenvolumen explodieren, betonte das schwedische Unternehmen, das Ausrüstung für Netzbetreiber verkauft. Allein von 2011 auf 2012 habe sich der Mobilfunk-Datenverkehr verdoppelt. Im Jahr 2018 werde er zwölf Mal so hoch wie heute sein. Besonders steil sei das Wachstum in Asien. Treibende Kraft sei vor allem Video, auf das bis zu 40% der übermittelten Daten entfielen. Das Hochladen von Inhalten in Online-Netzwerke verstärke diesen Trend zusätzlich. (dpa)

			***

			Nach JPMorgan Chase soll nun auch der Credit Suisse wegen fragwürdiger Hypotheken-Geschäfte in den USA der Prozess gemacht werden. Der New Yorker Generalstaatsanwalt Eric Schneiderman warf dem Schweizer Institut vor, beim Verkauf von sogenannten Residential Mortgage Backed Securities (RMBS) in den Jahren 2006 und 2007 irreführende Angaben gemacht zu haben. Die Investoren derartiger Wertpapiere hätten in der anschließenden Finanzkrise Verluste von rund  u$s11,2 Mrd. erlitten. Schneidermann reichte am Dienstag Klage ein. Dies hatte er Anfang Oktober in einem ähnlichen Fall bereits beim größten US-Institut JPMorgan Chase gemacht. Hier sprach er von aufgelaufenen Verlusten von u$s 22,5 Mrd. (dpa)

			***

			General Motors übernimmt für u$s 4,2 Mrd. den internationalen Zweig des amerikanischen Autofinanzierers Ally Financial. Die zwei Firmen haben eine enge gemeinsame Geschichte: Ally Financial ist die ehemalige Finanzierungssparte von General Motors, die früher weltweit GMAC hieß. Der Autokonzern hatte sich jedoch 2006 mehrheitlich davon getrennt. Der Autofinanzierer musste in der Finanzkrise genauso wie seine ehemalige Muttergesellschaft vom Staat gerettet werden. Mit dem Verkauf von Sparten versucht Ally Financial nun, seine Schuld beim US-Steuerzahler zu tilgen.

			***

			Deutschland hat seine Bereitschaft signalisiert, den Rettungsfonds für die Eurozone mit weiteren Finanzmitteln zu unterstützen und eine niedrigere Zinsarate für die Kredite an die Athener Regierung gutzuheissen.

			***

			Japan meldet für Oktober zum vierten Monat in Folge ein Handelsbilanzdefizit, dieses Mal in Höhe von u$s 6,7 Mrd. Das ist besonders auf den Rückgang der Lieferungen nach China zurückzuführen, die innerjährlich um 11,6% zurückgingen.

			***

			Geschäftsnachrichten

			Saputo

			Dieses kanadische Unternehmen der Milchwirtschaft schreitet mit neuen Investitionen voran. Dieser Firma gehört die Marke La Paulina. Demnächst sollen drei weitere Projekte zur Produktionserweiterung in Rafaela, Provinz Santa Fe, eingeweiht werden.

			Valente Briosh

			Dieser Brot- und Backwarenhersteller investierte $ 20 Mio. um ihre Produktion im Werk von General Rodriguez unter dem Markennamen Valente zu verdoppeln, um einen Umsatz von $ 220 Mio. zu erreichen.

			CCU

			Diese chilenische Brauerei investiert $ 3,5 Mio. um den Argentiniern das chilenische Nationalgetränk, Pisco, zu erzeugen und zu vermarkten. Demnächst sollen auch hier die Premiumarken Control C sowie Mistral angeboten werden. Während hierzulande 105.000 Liter jährlich an Pisco konsumiert werden, liegt im Nachbarland der Verbrauch bei 37 Mio. Litern

			Dow Argentina

			Dieses Tocherunternehmen des US-Chemieriesen Dow Chemical investiert $ 67 Mio. im Polyäthilenwerk von Bahia Blanca, das sie in den 90er Jahren bei der Privatisierung des Werkes von “Fabricaciones Militares” übernommen und danach stark modernisiert und ausgebaut hat.

			Mercedes Benz

			Argentinien wurde lateinamerikaweit für die Eröffnung des ersten Büros für die Entwicklung von innovativen Geschäften ausgesucht. Von hier aus werden Sondergeschäftseinheiten wie die Autovermietung, oder das Konzept des Autosharings ausgebaut werden. Wie der Vorsitzende von Mercedes Benz Argentina, Roland Zey, betonte, wurde Buenos Aires für das exzellente akademische Niveau und die Dynamik seiner Jugend ausgesucht.

			Cervecería Quilmes

			Diese Bierbrauerei, bei weitem die grösste in Argentinien, mit Fabrik im Vorort Quilmes, hat $ 110 Mio. investiert, um die Kapazität für die Abfüllung von Flaschen und Büchsen um 25% zu erhöhen, so dass diese jetzt 586.00 hl pro Monat beträgt. Diese Investition bildet ein Teil des Investitionsplanes von $ 3 Mrd. für die Periode 2011-2015.

			Techint-Ternium

			Der Konzern Ternium, der von Techint kontrolliert wird und das lokale Stahlwerk Siderar (ehemals Somisa) und weitere Hochöfen und/oder Walzwerke in Mexiko, Kolumbien, USA und Guatemala betreibt (das Stahlwerk Sidor in Venezuela wurde enteignet), bereitet ein Angebot für die Übernahme des Walzwerkes der deutschen Thyssen im Staat Rio de Janeiro, Brasilien, vor. Im Mai hatte Thyssen die Absicht bekanntgegeben, dieses Werk abzustossen, das ihrer brasilianischen Fíliale, “Compañía Siderúrgica del Atlántico (CSA) eingegliedert ist. Ausserdem studiert Ternium die Möglichkeit, das Walzwerk von Thyssen in Alabama, USA, zu kaufen, das seinerzeit eine Investition von u$s 3 Mrd. darstellte. Letztes Jahr hat Ternium schon eine Beteiligung von 27,7% am brasilianischen Stahlwerk Usiminas für u$s 2,66 Mrd. übernommen.
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			Das keynesianische Grundkonzept 
der gegenwärtigen Wirtschaftspolitik

			Die Wirtschaftspolitik wird gegenwärtig in ihren wesentlichen Zügen von Staatssekretär Axel Kiciloff bestimmt, der der wirkliche Wirtschaftsminister ist und direkten Einfluss auf die Präsidentin ausübt, die in Dingen Wirtschaftspolitik auf ihn hört, wie auf keinen anderen. Auch Binnenhandelssekretär Guillermo Moreno, mit dem sich Kiciloff persönlich nicht gut verträgt, spielt dabei seine Rolle und teilt im Wesen sein Grundkonzept, und schliesslich machen auch Industrieministerin Debora Giorgi und ZB-Präsidentin Mercedes Marcó del Pont mit, die in die gleiche Kerbe hauten. Wirtschaftsminister Hernán Lorenzino kümmert sich im Wesen um Staatsfinanzen und Finanzen überhaupt (er ist eigentlich ein Finanzminister), handelt dabei jedoch gemäss orthodoxen Konzepten, die er als langjähriger Karrierebeamter (zuerst in der Provinz Buenos Aires und dann im Nationalstaat als Finanzsekretär und dann als Minister) aufgesogen hat. Schatzsekretär Juan Carlos Pezoa ist auch Karrierebeamter, und verrichtet seine Arbeit mit grosser Sorgfalt, ohne jedoch wirtschaftspolitische Entscheidungen zu treffen. 

			Kiciloff hat Wirtschaftswissenschaften studiert und dabei zunächst auf marxistischem Gedankengut aufgebaut. Nachher ist er jedoch auf Keynes übergegangen, und hat über dessen Theorie Vorlesungen als Dozent an der gleichen Fakultät gehalten. Jetzt baut er die Wirtschaftspolitik prinzipiell auf den Theorien dieses britischen Ökonomen auf. Das Grundkonzept ist dabei die Erhaltung der “effektiven Nachfrage”. Keynes wies bei seiner Analyse der Krise der 30er Jahre darauf hin, dass Nachfrage vor Investition geht, denn ohne Nachfrage gebe es keinen Grund, um das Angebot zu erhöhen und für diesen Zweck zu investieren. In diesem Sinn wies er auf die Bedeutung der monetären Politik hin, und entwickelte das Konzept der aktiven Geldpolitik. Die Klassiker hatten dem Geld eine zweitrangige Bedeutung zugemessen; sie sprachen vom “Geldschleier” und meinten, Geld spiele eher eine passive Rolle. 

			Keynesianismus wird allgemein mit expansiver Geldpolitik gleichgesetzt und deshalb als Inflationspolitik verschrien. Keynes selber meinte, eine niedrige Inflation könne für die Wirtschaft anregend sein, und sprach dabei vom langsamen Rentnertod, der ihn jedoch nicht aufregte. Aber Keynes war weit davon entfernt, eine hohe Inflation zu befürworten, wie sie jetzt in Argentinien besteht. Es ging ihm zunächst nur um eine monetäre Expansion, die zu höheren Umsätzen und zu einer höheren Nutzung bestehender Kapazitäten führt, was Wirtschaftswachstum mit sich bringt. Auch darf man nicht vergessen, dass er seine Thesen Mitten in einer langdauernden tiefen Rezession entwickelte, während der das Problerm nicht die Inflation sondern die Deflation war.

			Heute ist das Konzept der aktiven Geldpolitik eine Selbstverständlichkeit, und überall, sowohl in den USA wie in der EU, wird eine expansive Geldpolitik betrieben, um rezessiven Tendenzen entgegenzuwirken. Kritiker beanstanden, dass dabei zu weit gegangen wird. Am Schluss dreht sich die Diskussion immer, auch in Argentinien, um das Ausmass. 

			Die Einkommenspolitik als Komplement

			Die Neokeynesianer gehen einen Schritt weiter, und denken an Mittel, um Druck auf die Kosten und Preise auszuüben, damit der Geldüberhang (der heute grundsätzlich durch ein Defizit der Staatsfinanzen verursacht und von der ZB gedeckt wird) nicht zu höheren Preisen führt, sondern zu höherer Produktion, und dabei auch Investitionen anregt. Dieses Konzept kommt einmal im verwalteten Wechselkurs zum Ausdruck, der hinter der Zunahme der internen Preise zurückbleibt, was sich allgemein bremsend auf Kosten und Preise auswirkt. Argentinien exportiert weitgehend die gleichen Produkte, die den Nahrungsmittelkorb des Volkes bilden, so dass Abwertungen sich direkt auf die Preise dieser Produkte übertragen, was dann wiederum zu erhöhtem Lohndruck führt und die Lohn-Preisspirale in Gang setzt. Dennoch: die Exportzölle wirken gegen die volle Übertragung der internationalen Preise auf die internen. Aber diese sind jetzt schon so hoch, dass sie nicht weiter erhöht werden können. Dieses Instrument zum Ausgleich einer Abwertung kann somit nicht weiter eingesetzt werden.

			Zu dieser Politik gehören auch die zurückgebliebenen Preise öffentlicher Dienste und der Brennstoffe. Hier ist der Staat jedoch offensichtlich zu weit gegangen, da bei der bestehenden Lage allerlei unhaltbare Probleme auftreten. Die Tarife müssen hier zunächst erhöht werden, was jedoch gegen das Gesamtkonzept dieser Politik verstösst. Binnenhandelssekretär Guillermo Moreno fügt dann noch die direkten Preiskontrollen hinzu, durch sein Diktat und durch “Abkommen” mit Supermärkten u.a., allerdings mit fragwürdigem Erfolg. Was beim Einzelhandel von Lebensmitteln und Haushaltsprodukten Preiszunahmen bremst, ist die starke Konkurrenz unter den Supermärkten und auch mit den kleineren Selbsbedienungsläden. Die grossen Ketten widersetzten sich gegen Preiserhöhungen ihrer Lieferanten und zwingen diese, mehr auf Kosten zu achten. Das gab es früher nicht, als die Kolonialwarenläden (“almacenes”) diesen Einzelhandel beherrschten, weil sie eben die Preise ihrer Lieferanten als gegeben hinnehmen mussten und keine Verhandlungsmöglichkeit hatten.

			Bei Rindfleisch, Weizen und Mais wird der interne Preis durch Exportkontingentierung gedrückt, so dass ein künstlich höheres Angebot auf dem Binnenmarkt entsteht. Allein, die Politik der Schliessung der Wirtschaft, die auch konsequent vollzogen wird, läuft dem Konzept einer nicht monetären Preispolitik grundsätzlich zuwider, da dann die Konkurrenz eingeschränkt wird. Weltweit ist die offene Wirtschaft ein wesentlicher Faktor, um wilde Preiserhöhungen zu bremsen. Ohne dies hätten die USA bei ihrer expansiven Geldpolitik schon viel höhere Preiszunahmen.

			Der wesentliche Aspekt dieser Einkommenspolitik besteht indessen in mässigen Lohnerhöhungen. Das wird jedoch allgemein verschwiegen, nicht nur von den Regierungssprechern. Wenn die Löhne um etwa 25% pro Jahr steigen, der Wechselkurs nur um etwa 10% und die Tarife öffentlicher Dienste noch weniger, dann funktioniert das ganze Schema nicht, und wird durch seine inneren Widersprüche zerstört. Genau vor diesem Problem steht die Regierung jetzt. 

			Wenn die monetäre Expansion nur dazu dient die Abwälzung erhöhter Kosten auf die Preise zu erleichtern, dann verliert diese Geldpolitik ihren Sinn und wird zum Bestandteil einer zunehmenden Inflation, die irgendwann platzt. Keynes räumte diesem Phänomen jedoch keine grosse Bedeutung bei, weil die Gewerkschaften während der Krise der 30er Jahre, bei anormal hoher Arbeitslosigkeit, keine Druckmöglichkeiten hatten. Das ist im heutigen Argentinien ganz anders, mit Gewerkschaften, die sich auf den Druck für zunehmend höhere Lohnzulagen spezialisiert haben und dabei auch politische Unterstützung erhalten, und sich keine Gedanken darüber machen, wie dies weitergeht. Auch gab es in den 30er Jahren in den USA und allgemein auf der Welt hohe brachliegende Kapazitäten, während die Kapazität der Industrie in Argentinien gegenwärtig hoch ausgelastet ist, was die Abwälzung von Lohnzulagen auf Preise fast automatisch macht. 

			Dabei wird die Regierung vor ein Dilemma gestellt: wenn sie der Entwicklung zunehmender Preise durch eine restriktive Geldpolitik entgegenwirkt, dann führt das zur Rezession; und wenn sie die expansive Geldpolitik weiterführt, dann kommt es bald zur Hochinflation und kurz danach zur Hyperinflation, die schliesslich zu einer viel tieferen Rezession führt. Rezession wird von dieser Regierung mit “Anpassung” (ajuste) in den gleichen Topf geworfen und als Teufelswerk abgelehnt. 

			Man muss davon ausgehen, dass der Reallohn so oder so sinken muss, weil er in den letzten Jahren mit einer Subventionskomponente aufgebaut wurde, die auf Kosten des Kapitalverzehrs ging. Die Brennstoffpreise müssen höher sein, um Forschung und Förderung von Erdöl und Gas in schwierigen Gebieten zu ermöglichen, wo die Kosten schliesslich viel höher liegen. Und bei öffentlichen Diensten im allgemeinen muss mehr für Instandhaltung, Erneuerung und Expansion ausgegeben werden, was höhere Tarife erfordert. Die Staatskasse hat inzwischen auch nicht mehr die Möglichkeit, öffentliche Dienste so weitgehend zu subventionieren wie bisher. Und schliesslich ist der zurückgebliebene Wechselkurs, der eine verkappte Subvention für Nahrungsmittel u.a. Konsumgüter mit sich bringt, zunehmend unhaltbar, weil er die internationale Konkurrenzfähigkeit beeinträchtigt, das Zahlungsbilanzproblem verschärft und einen auf die Dauer unhaltbaren Schaden verursacht. Der Rückgang des Reallohnes wirkt sich direkt auf den Konsum aus. Das Problem mit dem keynesianischen Konzept der Erhaltung der “effektiven Nachfrage” besteht darin, dass gelegentlich doch eine zumindest milde Rezession in Kauf genommen werden muss, bei der der Reallohn an die Realität angepasst werden muss, und mehr an Investitionen und Effizienz gedacht werden muss, als an Konsum. Genau das ist gegenwärtig in Argentinien der Fall. Und wenn man es nicht wahrhaben will, dann kommt es noch schlimmer.

			Die Lohnproblematik

			Stabilisierungen und auch drastische Verringerungen der Inflationsrate wurden in Argentinien stets von einer Begrenzung der Lohnzunahmen begleitet. 1952 verfügte Präsident Perón mit Alfredo Gomez Morales als Wirtschaftsminister (dessen Amt damals eine andere Bezeichnung hatte) eine zweijährige Einfrierung der Löhne, die allgemein eingehalten wurde und dazu führte, dass es in jenem Jahr keine Preiszunahme gab und sich danach die Konjunktur erholte. Der Reallohn ging 1952 um ca 10% zurück. 1967, unter Präsident Onganía und mit Adalbert Krieger Vasena als Wirtschaftsminister, wurden Löhne ebenfalls eingefroren (aber nicht so strikt wie unter Perón), und der Wechselkurs blieb stabil, so dass die Inflationsraten stark abnahmen und das BIP zunahm. 1973, unter Präsident Héctor Cámpora und mit José Ber Gelbard als Wirtschaftsminister, wurden die Löhne ebenfalls im Rahmen eines Sozialpaktes eingefroren und damit eine relative Stabilisierung erreicht, die dann unter Isabel Perón als Präsidentin in die Brüche ging, weil die Gewerkschafter meuterten und sich durchsetzten. Im März 1976, als die erste Hyperinflationswelle, mit einer Preiszunahme von 50% im Monat eintrat, wurde der Fall nach der Revolution auch mit einer faktischen Lohneinfrierung gelöst, indem die Gewerkschafter, die vorher die Inflation mit übertriebenen Lohnforderungen angeheizt hatten, entweder von den Militärs eingesperrt wurden, oder flüchteten, oder sich unterm Bett versteckten, oder den Militärs die Hand küssten. Die Inflationsrate sank dann im Mai auf 3%. Und schliesslich wurde unter Präsident Carlos Menem und mit Domingo Cavallo als Wirtschaftsminister 1991 eine zehnjährige Stabilität erreicht, zu der das Arbeitsministerium auch beitrug, indem das Indexierungsprinzip durch das Produktivitätsprinzip ersetzt wurde und die Regierung sich nicht für die Gewerkschaften einsetzte. Ausserdem verringerte die relativ hohe Arbeitslosigkeit die Druckmöglichkeiten der Gewerkschaften, und ebenfalls gab die Regierung den Unternehmern Rückendeckung, wobei diese sich ohnehin bemühen mussten, um mit dem Wechselkurs von eins zu eins und der Senkung der Zollsätze auszukommen, was vielen eben nicht gelungen ist. Menem war dabei unnachgiebig und sprach von “Anpassung ohne Betäubungsmittel” (“ajuste sin anestesia”).

			Kiciloff hat grossen Einfluss auf die Präsidentin Cristina Kirchner, der er sein neokeynesianisches Konzept offensichtlich sehr didaktisch erklärt hat, so dass sie es ihr Eigen gemacht hat und in diesem Sinn von antizyklischer Konjunkturpolitik und Sorge um die Erhaltung der Nachfrage spricht. Aber sie hat jetzt auch begriffen, dass die Lohnerhöhungen dabei mässig sein müssen, und bringt dies immer deutlicher zum Ausdruck. Vor kurzem hat sie auch auf die grossen Lohnunterschiede unter einzelnen Branchen hingewiesen, und kritisch bemerkt, dass diejenigen Gewerkschaften, die bessere Druckmöglichkeiten haben, höhere Löhne durchsetzen. Es ist positiv, dass sie sich dieser Tatsache (die sie bisher ignoriert hatte), die störend auf das ganze Lohngefüge wirkt, jetzt bewusst ist. Aber das bedeutet noch lange nicht, dass sie weiss, wie sie dies verhindern kann.

			Wie verlautet, sollen die allgemeinen Lohnerhöhungen 2013 bei 20% liegen, also unter den 25%, die es dieses Jahr effektiv waren. Das wäre auf alle Fälle ein Fortschritt. CK hält in diesem Sinn verschiedene Asse in der Hand, um das Pokerspiel mit den Gewerkschaften zu gewinnen. Sie will die Erhöhung des steuerfreien Minimums und auch die Zahlung der den gewerkschaftlichen Sozialwerken geschuldeten Beträge an Zahlungen für schwere Krankheiten (die 2010 und 2011 wegen Untersuchung von Unregelmässigkeiten nicht gezahlt wurden) gegen mässige Zulagen und sozialen Frieden tauschen. Wie weit ihr dies gelingt, sei dahingestellt. 

			Das Problem geht jedoch über diesen Kuhhandel hinaus. Es müsste bestimmt werden, dass bei den Lohnverhandlungen auch ein Vertreter des Wirtschaftsministeriums dabei ist, der die Interessen der Staatskasse und der Konsumenten vertritt. Denn sonst einigen sich Gewerkschafter und Unternehmer immer auf Kosten der Konsumenten und mit höheren Subventions- und Abwertungsforderungen. Eventuell könnte auch bestimmt werden, dass bei Branchen, die allgemein Konsumgüter erzeugen oder vertreiben, Vertreter der Konsumentenschutzverbände bei den Verhandlungen mitmachen. All dies erfordert jedoch eine Reform des Gesetzes über die Lohnverhandlungen, und auch allgemeine Normen, die u.a. verhindern, dass konkrete Druckmöglichkeiten einzelner Gewerkschaften ausgenuzt werden können. Doch all dies ist politisch sehr schwierig. Nachdem die Präsidentin stets die Gewerkschaftsthese unterstützt hat, dass die Lohnerhöhungen die Inflation mehr als ausgleichen sollen, um den Anteil der Arbeitseinkommen am Volkseinkommen zu erhöhen, ist es für sie nicht einfach, jetzt zu sagen “was gebe ich auf mein dummes Geschwätz von gestern”. 

			Diese Regierung ist besonders unfähig, ihre wirtschaftspolitischen Konzepte in die Praxis umzusetzen. Man hat oft den Eindruck, dass es CK und ihrer Mannschaft bei der Ankündigung guter Absichten bewenden lassen, wie wenn dies eine magische Wirkung hätte. Indessen geht es in der Wirtschaftspolitik viel mehr um die Gestaltung der Ideen als um die Ideen selber. Gegenwärtig denkt niemand in der Regierung an eine gesetzliche Ordnung der Lohnverhandlungen, der Lohnpolitik und auch des Streikrechtes. Wobei Arbeitsminister Carlos Tomada (der seit bald zehn Jahren im Amt ist) ohnehin anders denkt, und sich, wie die meisten Gewerkschafter, kaum Gedanken über die Wirkung überhöhter Lohnzulagen macht. Denkt wenigstens Kiciloff über dies nach?

			

		

	
		
			Wirtschaftsübersicht
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			Wirtschaft stagniert im September

			Das Statistische Amt (INDEC) hat den EMAE-Index für September 2012 bekanntgegeben, der eine interannuelle Zunahme von 0,1% und eine von 0,3% gegenüber August 2012 aufweist, was Stagnation entspricht. Dieser Index ist eine grobe Schätzung des Bruttoinlandsproduktes, der auf der Grundlage kurzfristig verfügbarer Daten aufgebaut wird, und ab Mitte 2003 auf Initiative des damaligen Wirtschaftsministers Roberto Lavagna berechnet wird. Die Erfahrung zeigt, dass dieser Index nicht stark vom BIP abweicht, dass jeweils später und für Quartale statt Monate bekanntgegeben wird.

			Die ersten 9 Monaten 2012 lag der EMAE-Index somit um 2,1% über dem Vorjahr. Das bedeutet, dass die Zunahme von 3,26% für ganz 2012, die die Schwelle für die Zahlung des Wachstumscoupons darstellt, nicht möglich ist, da dabei das 4. Quartal eine interanuelle Zunahme von 6,6% aufweisen müsste, für die es jedoch überhaupt keine Anzeichen gibt. Somit gibt es 2013 keine Couponzahlung, womit die Staatskasse um die u$s 3,5 Mrd. spart, die im Haushaltsgesetz aufgeführt sind und gelegentlich umverteilt werden dürften.

			Die EMAE-Veränderungen gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat waren in diesem wie folgt:

			Januar: +6,1%

			Februar: +5,6%

			März: +4,1%

			April: +0,9%

			Mai: -0,8%

			Juni: -0,1%

			Juli: +2,7%

			August: +1,4%

			September: +0,1%

			Die Erholung vom Juli hat sich somit als eine Eintagsfliege erwiesen. Zahlreiche Faktoren weisen auf Stagnation für das 4. Quartal hin: Der Rückgang der diesjährigen Ernte von Getreide und Ölsaat um etwa 10% gegenüber 2011, die geringere Tätigkeit der Bauwirtschaft, die in den letzten Monaten stärker in Erscheinung tritt, der Rückgang der Industrieproduktion (minus 2,5% im 3. Quartal im interanuellen Vergleich), die schwache Konjunkturerholung in Brasilien, die Konjunkturabkühlung in den USA, der EU u.a. Staaten, und nicht zuletzt die zunehmende Wirkung des zurückgebliebenen Wechselkurses und des hohen Steuerdrucks. Die Consulting-Firma Orlando Ferreres & Partner hat für Oktober einen interanuellen Rückgang der wirtschaftlichen Tätigkeit um 0,4% berechnet, womit die ersten 10 Monate 2012 um 0,3% unter dem Vorjahr lagen. Ebenso wie der Schwung der Konjunktur des Jahres 2011 in den ersten Monaten 2012 weiterging, dürfte sich die schwache Konjunktur dieses Jahres zunächst 2013 fortsetzen. 

			Argentinien läuft grosse Gefahr in eine Dauerstagnation zu geraten, die sehr leicht in eine Rezession (eventuell mit Hochinflation) entarten kann, wenn die wirtschaftliche Problematik, die ihr zu Grunde liegt, nicht begriffen wird. Die Präsidentin identifiziert “das Modell” stets mit hohem Wachstum, dass die Kirchner-Regierung ab 2003, mit Ausnahme der (vom INDEC verleugneten) Minirezession von 2009, begleitet hat. Sie sollte sich überlegen, dass diese Darstellung jetzt der Wirklichkeit immer krasser widerspricht, und dabei ihren Reden einen neuen Inhalt geben. Doch das ist kaum zu erwarten. 

			

			

		

	